Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 1430 


Mündliche Anfragen 

gemäß § III der Geschäftsordnung (Fragestunde) für 
die 91. und 92. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, den 2. Dezember 1959, 
und Donnerstag, den 3. Dezember 1959 


Gesdiäftsbereidi des Auswärtigen Amts 


Abgeordneter Welche Meinung äußert die Bundesregierung 

Bauer (Würzburg) zu der Meldung, daß die Bundesrepublik auf 
der im Dezember in Neu-Delhi zu eröffnenden 
und durch den Besuch des amerikanischen 
Präsidenten in ihrer Bedeutung hervorgehobe- 
nen landwirtschaftlichen Weltausstellung nicht 
vertreten ist und daß der für sie längere Zeit 
frcigehdltene Platz nunmehr durdi einen Pavil- 
lon des östlichen Teils Deutschlands ausgefüllt 
wird? 

Abgeordneter Welche Gründe haben die Entscheidung der 

Dr. Friedensburg Bundesregierung bestimmt, an der Landwirt- 

schaftlichen Weltausstellung in Neu-Delhi — 
an deren Eröffnung der Präsident der Ver- 
einigten Staaten teilnehmen wird — ■ nicht 
teilzunehmen, während die Behörden des so- 
wjetisch besetzten Teiles unseres Landes sich 
mit einem erheblichen Aufwand beteiligen? 

Sind die zentralen und die örtlichen Dienst- 
stellen des Auswärtigen Amts rechtzeitig und 
ausreichend an der Entscheidung beteiligt 
worden, und welche Auffassung haben sie 
vertreten? 

Billigt die Bundesregierung die Entscheidung, 
und befürchtet sie nicht von ihr eine erheb- 
liche Schädigung der deutschen Interessen? 

Weshalb hat die Bundesregierung den Bundes- 
tag nicht um eine Nachbewilligung von Mit- 
teln ersucht, wenn, wie die Presse meint, tat- 
sächlich die Erschöpfung des betreffenden 
Haushaltstitels für die Entscheidung bestim- 
mend gewesen ist? 

Welche Vorkehrungen hat die Bundesregie- 
rung für den Fall, daß sie die Entscheidung 
nicht billigt, für die Zukunft gegen die Wie- 
derholung solcher Mißgriffe getroffen oder in 
Aussicht genommen? 
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Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den Wortlaut 

Dr. Bücher der Note, die sie wegen der Aufbringung des 

deutschen Frachters „Bilbao" durch franzö- 
sische Kriegsschiffe an die französische Re- 
gierung gerichtet hat, wenigstens dem Aus- 
schuß für auswärtige Angelegenheiten des 
Bundestages mitzuteilen? 

Sind dem Auswärtigen Amt die in den ab- 
gelaufenen Monaten sowohl im Inland wie im 
Ausland berichteten Ungeschicklichkeiten be- 
kanntgeworden, die hinsichtlich der Menschen- 
behandlung durch Personen aus dem Gebiet 
der Bundesrepublik zu verzeichnen ware;i, die 
— • u. a. bei der Errichtung von Industrie- 
anlagen — in neutralen bzw. „unterentwickel- 
ten" Ländern tätig sind bzw. geworden sind? 

Sind Maßnahmen vorgesehen bzw. schon Vor- 
kehrungen getroffen worden in der Richtung, 
solche für längere Zeit in den erwähnten Län- 
dern eingesetzte Personen mit aufklärendem 
Informationsmaterial auszustatten, das dem 
Ansehen der Bundesrepublik und einer ihr 
dienlichen freundlichen Atmosphäre durch ein 
den jeweiligen Gegebenheiten angepaßtes 
Auftreten und Verhalten auch für die fernere 
Zukunft durch entsprechende Hinweise nütz- 
lich ist? 


Sind der Bundesregierung die Feststellungen 
im Generalanzeiger für Bonn und Umgebung 
vom 26. November 1959 „Sitzt die ,Rote Hand' 
in der Botschaft?" bekannt, und was gedenkt 
sie in diesem Zusammenhang zu unternehmen, 
damit endlich die gewaltsamen französisch- 
algerischen Auseinandersetzungen im Gebiet 
der Bundesrepublik aufhören? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung in der 

Dr. Miessner Frage der Beamtenbesoldung zu tun, nachdem 

seit der letzten Angleichung der Gehälter im 
Jahre 1957 die allgemeinen Lebenshaltungs- 
kosten um 6 V. H. und das Durchschnitts- 
einkommen um etwa 11 v. H. gestiegen sind? 

Ist die Bundesregierung bereit, mit Rücksicht 
darauf, daß eine Gehaltsangleichung nur durch 
Gesetz erfolgen und daher bis Ende dieses 
Jahres nicht mehr vom Bundestag beschlossen 
werden kann, sofort im Wege einer Vorschuß- 
zahlung — mit Zustimmung des Haushalts- 
ausschusses — zu helfen? 


Abgeordneter 

Dr. Menzel 


Abgeordneter 

Bauer (Würzburg) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


Abgeordnete Billigt die Bundesregierung die Methoden der 

Frau Beyer Oberfinanzdirektion Frankfurt (Main), die im 

Auftrag des Bundesfinanzministers handelt 
und die einen noch nicht unterschriebenen 
überiassungsvertrag für Gelände zu Schieß- 
zwecken — ■ in Kenntnis der berechtigten Ein- 
wände gegen bestimmte Paragraphen des Ver- 
trages durch die in Frage kommende Ge- 
meinde Bad Vilbel — dazu benutzt, andere 
Gemeinden gleichfalls zur Unterschrift zu ver- 
anlassen mit dem Hinweis, daß die vorge- 
nannte Gemeinde Bad Vilbel bereits unter- 
schrieben habe? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


Ist dem Herrn Bundeswirtschaftsminister be- 
kannt, daß nach den Allgemeinen Bedingungen 
für die Kraftfahrversicherung bei der Ermitt- 
lung der Höhe des gemeinen Wertes des Fahr- 
zeuges am Tage des Schadens (Zeitwert) die 
Versicherungsgesellschaften — zum minde- 
sten die Agrippina-Versicherungsgruppe — 
über die übliche Abschreibung hinausgehende 
Wertabsetzungen vornehmen und daß sich 
dabei z. B. bei Opel-Fahrzeugen eine Wert- 
absetzung von 35 V. H. jährlich, davon 15 v. H. 
wegen angeblicher schwerer Verkäuflichkeit 
von Opel-Fahrzeugen, ergibt? 

Ist der Herr Bundeswirtschaftsminister bereit, 
bei der Neuordnung der Kraftfahrzeugversi- 
cherungstarife darauf hinzuwirken, daß ent- 
weder solche zusätzlichen Abschreibungen 
unterbleiben oder bei der Versicherung von 
Kraftfahrzeugen, bei denen ein höherer Abzug 
für notwendig gehalten wird, dem Versiche- 
rungsnehmer eine Prämienermäßigung ge- 
währt wird? 

Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß im 

Riedel (Frankfurt) Wege des Interzonenhandels sogenannte 
humanistische Literatur — in Wirklichkeit 
Druckerzeugnisse mit bolschewistischem Ge- 
dankengut — - eingeführt wird? 

W^iß die Bundesregierung, daß der Anteil der 
Jugendschriften im Rahmen dieser Trans- 
aktionen etwa 20 v. H. des Kontingents aus- 
macht? 

Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
ergreifen, um diesen Mißbrauch des Inter- 
zonenhandels zu unterbinden und der Unter- 
wanderung der Bundesrepublik mit kommu- 
nistischer Literatur zu begegnen? 


Abgeordneter 

Stingl 
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Abgeordneter Welche Abzweigstecker entsprechen nach der 

Ritzel Auffassung des Verbandes Deutscher Elektro- 

techniker und der Bundesregierung nicht mehr 
dem Stand der Elektrotechnik und können 
deshalb laut Erklärung der Bundesregierung 
in der Fragestunde der 90. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages künftig nicht mehr das 
VDE-Prüfzeichen erhalten? 

Sind die von der Bundesregierung angegebe- 
nen 6 Todesfälle, die durch Doppelstecker 
verursacht worden sein sollen, auf die Ver- 
wendung von Abzweigsteckern ohne Schutz- 
kontakt, die sich nur in normalen Steckdosen 
verwenden lassen, oder sind die 6 Todesfälle 
auf die Verwendung von Abzweigsteckern mit 
Schutzkontakteinrichtung oder auf Abzweig- 
Stecker ohne Schutzkontakteinrichtung zurück- 
zuführen, die in sogenannte Schutzkontakt- 
Steckdosen eingeführt wurden und die bereits 
bisher zu Recht verboten waren? 

Welche Auffassung vertritt die Bundesregie- 
rung zu der etwaigen Einfuhr von im Ausland 
hergestellten Doppelsteckern in die Bundes- 
republik, vor allem im Hinblick auf die künf- 
tigen Möglichkeiten im Rahmen des Gemein- 
samen Marktes? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


Abgeordnete 

Frau Strobel 


Abgeordnete 

Frau Keilhack 


Abgeordneter 

Ritzel 


Ist es richtig, daß die Absicht besteht, in die- 
sem Jahr höhere Preise für Weihnachtsbäume 
zu nehmen als im Vorjahr? 

Wenn Ja, ist die Bundesregierung bereit, Ein- 
fluß zu nehmen, um dies zu verhindern? 

Findet Aminotriazol, das von dem Gesund- 
heitsminister der USA als krebserzeugend be- 
zeichnet wurde, in der Bundesrepublik als 
Pflanzenschutz- und Schädlingsbekämpfungs- 
mittel Anwendung? 

Ist die Bundesregierung bereit, im Interesse 
des Tierschutzes nach dem Beispiel anderer 
Länder (z. B. England, Schweiz) die Ausfuhr 
von nicht zur Zucht bestimmten Pferden zu 
verbieten? 

Ist die Bundesregierung bereit, die von dem 
Herrn Buhdesverkehrsminister in der 81. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages während 
der Fragestunde abgegebene Erklärung un- 
verzüglich auf ihren Tatsachengehalt nach- 
prüfen zu lassen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung mit der 

Ritzel Schweizerischen Eidgenossenschaft ein Ab- 

kommen schließen, um den in der Schweiz 
lebenden hilfsbedürftigen Deutschen höherer 
Lebensalter zu einer Altersrente zu verhelfen, 
wie sie auch in anderen Fällen vertraglich 
zugunsten von Ausländsdeutschen vereinbart 
v/urde? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verteidigung 


Abgeordneter Stimmt es, daß die Mutter des bei einer Ma- 

Dewald növerübung des 124. Panzerbataillons Amberg 

am 5. September 1959 verunglückten Kraft- 
fahrzeugtechnikers Karlheinz Musch erst nach 
14 Tagen von dem Unfall ihres Sohnes amtlich 
verständigt wurde? 

Stimmt es, daß der Amberger Bataillonskom- 
mandeur es nicht der Mühe für wert hielt, den 
Verletzten einmal im Krankenhaus zu be- 
suchen? 

Stimmt es, daß dem Wehrdienstbeschädigten 
Musch bei seiner Entlassung am 30. Septem- 
ber 1959 seitens des Bataillons keinerlei Aus- 
kunft gegeben werden konnte, welche Schritte 
er zu unternehmen habe, um seine völlige 
Heilung herbeizuführen und eine Entschädi- 
gung zu erlangen, „weil dies der erste Fall im 
Bataillon sei''? 

Ist die Bundesregierung nicht der Meinung, 
daß vier Wochen nach dem Datum des Unfalls 
das Bataillon hätte in der Lage sein müssen, 
erschöpfende Auskunft zu geben? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
solchen Vorkommnissen in Zukunft vorzu- 
beugen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Be- 

Wienand völkerung der Gemeinden Oberkassel, Ober- 

dollendorf, Niederdollendorf, Ramersdorf und 
Küdinghoven durch ihre Gemeinderäte und in 
Bürgerversammlungen geschlossen gegen die 
beabsichtigte Linienführung der geplanten 
Entlastungsstraße für die Bundesstraße 42 
mitten durch ihre Wohngebiete protestiert 
hat? 
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Wird die Bundesregierung entsprechend der 
Erklärung des Herrn Bundesverkehrsministers 
anläßlich des Weltgesundheitstages 1956, daß 
die Bevölkerung in Wohnsiedlungsgebieten 
gegen Verkehrsmaßnahmen zu schützen sei, 
die Proteste der Bevölkerung berücksichtigen? 

Abgeordneter Stimmen Berichte englischer Zeitungen, daß 

Schütz (Berlin) Beamte des Bundesverkehrsministeriums den 

fertiggestellten Teil der Autobahn von London 
nach Birmingham besichtigt haben? Stimmt es, 
daß sie dabei festgestellt haben, daß eine 
Strecke, für deren Bau in der Bundesrepublik 
drei Jahre benötigt werden, dort in neunzehn 
Monaten fertiggestellt wurde? 

Haben die Beamten dabei Erkenntnisse gesam- 
melt, wie der deutsche Autobahnbau in den 
kommenden Jahren beschleunigt werden 
kann? 

Abgeordneter Ist dem Herrn Bundesverkehrsminister be- 

Müller-Hermann kannt, daß im Bundesausschreibungsblatt 

Nr. 117 vom 17. Oktober 1959 eine Ausschrei- 
bung des Autobahnamtes Nürnberg über die 
Herstellung der Fahrbahndecke der Autobahn 
Frankfurt (Main) ■ — Nürnberg über eine Strecke 
von rund 35 km veröffentlicht wurde und diese 
Ausschreibung zusätzlich sämtliche Anschluß- 
stellen, einen Zubringer, ca. 27 Rastplätze und 
53 000 qm Kleinpflaster, ferner 5 km Gleis- 
anschluß enthält? 

Ist der Herr Bundesverkehrsminister der Auf- 
fassung, daß diese Losgröße den Richtlinien 
seines Hauses über wirtschaftliche Losgrenzen 
entspricht? 

Handelt es sich bei dieser Ausschreibung um 
einen Sonderfall? 

Wie will der Herr Bundesverkehrsminister 
andernfalls diese Maßnahme, die gleichbedeu- 
tend mit der Ausschaltung aller kleineren und 
mittleren Bewerber ist, mit den in der Re- 
gierungserklärung der Bundesregierung vom 
27. Oktober 1957 niedergelegten Grundsätzen 
über die Erhaltung eines leistungsfähigen 
Mittelstandes in Übereinstimmung bringen? 

Ist der Herr Bundesverkehrsminister bereit, in 
seinem Ressort und in den zuständigen Län- 
derressorts dafür Sorge zu tragen, daß bei der 
Vergabe von Straßenbauaufträgen die Los- 
größe so gewählt wird, daß auch kleinere und 
mittlere Unternehmen sich erfolgreich an dön 
Ausschreibungen beteiligen können? 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung bei der 
Deutschen Bundesbahn den Geldausfall, der 
durch die ihr auferlegten sogenannten „poli- 
tischen Lasten“ (z. B. verbilligte Familien- 
heimfahrten oder verbilligte Frachttarife für 
Kohle) jährlich eintritt? 


Abgeordneter 

Dr. Miessner 
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Hält es die Bundesregierung im Interesse 
einer klaren und richtigen Kostenabgrenzung 
nicht für richtiger, solche Lasten bei den Haus- 
haltsplänen der zuständigen Ministerien (also 
z. B. Familienheimfahrten beim Familien- 
ministerium) auszuweisen, um ein klares Bild 
über die wirkliche Lage bei der Bundesbahn 
zu erhalten? 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung das 
Defizit der Bundesbahn, das aus dem Unter- 
halt unrentabler Strecken, die nur mit Rück- 
sicht auf lokale Bedürfnisse der Bevölkerung 
noch weiter unterhalten werden, herrührt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für das 
Post- und Fernmeldewesen 


Abgeordneter Ist dem Herrn Bundespostminister bekannt. 

Gramer daß Pakete von Aurich nach dem 10 km ent- 

fernten Ort Westerloog regelmäßig über Bre- 
men, Wilhelmshaven, Jever nach Ogenbargen 
geleitet werden, um sie von dort an den Emp- 
fänger auszuliefern? 

Weiß der Herr Minister, daß auf diese Weise 
derartige Pakete fast 300 km befördert wer- 
den und für eine tatsächliche Entfernung von 
10 km bis zu 8 Tagen Reisezeit benötigen? 

Gibt es im Bereich der Bundespostverwaltung 
noch mehr solcher Kuriositäten? 


Abgeordneter Sind die Pressemeldungen richtig, wonach ver- 

Schmitt suchsweise die Eintragungen in den Fern- 

(Vockenhausen) sprechbüchern gekürzt und dabei die Vor- 

namen grundsätzlich abgekürzt werden sollen? 


Abgeordneter 

Folger 


Warum hat die Deutsche Bundespost anläßlich 
des 200. Geburtstages Friedrich von Schillers 
am 10. November 1959 nur in Berlin eine Son- 
dermarke herausgegeben? 


Geschäflsbereich des Bundesministers für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte 


Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß gegen- 

Rehs wärtig rd. 500 000 Vertriebene im Bundes- 

gebiet und in Berlin (West) wohnen, die von 
den Leistungen des LAG, insbesondere auch 
hinsichtlich der Altersversorgung, ausgeschlos- 
sen sind, weil sie nach zwischenzeitlichem 
Aufenthalt in der SBZ erst nach einem be- 
stimmten Stichtag in die Bundesrepublik ge- 
kommen sind? 
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Welche Überlegungen hat die Bundesregie- 
rung angestellt, um diesem Notstand ab- 
zuhelfen? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers für Atomkernenergie 
und Wasserwirtschaft 

Abgeordneter Trifft es zu, daß die Zerstörung eines für fried- 

Dr. Menzel liehe Zwecke bestimmten Atom-Reaktors 

durch eine sogenannte konventionelle Spreng- 
bombe die gleiche radioaktive Verseuchung 
zur Folge haben würde wie die Explosion 
einer Atombombe? 

Trifft es zu, daß nach der Fertigstellung des 
Atom-Reaktors Garching bei München nicht 
weniger als 133 undichte Stellen festgestellt 
wurden, und was kann geschehen, um künf- 
tig derartige Fehler bei der Herstellung der 
Atom-Reaktoren zu vermeiden? 


Geschäftsbereidi des Bundesministers für wirtschaftlichen 
Besitz des Bundes 


Abgeordneter 

Junghans 


Abgeordneter 

Kreitmeyer 


Ist dem Herrn Bundesminister für wirtschaft- 
lichen Besitz des Bundes bekannt, daß ent- 
gegen der Auffassung des Herrn Bundes- 
verkehrsministers, die er in seiner Ansprache 
anläßlich der 120-Jahr-Feier der Firma Linke- 
Hoffmann-Busch in Salzgitter am 10. Oktober 
1959 vertreten hat, die damalige Hütte Waten- 
stedt in Salzgitter (heute Hüttenwerk Salz- 
gitter AG) nicht auf der Demontagestop-Liste 
des sog. Petersberger Abkommens gestanden 
hat? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Deutsche Siedlungsbank in Bonn die Kredit- 
gewährung für landwirtschaftliche Siedler auf 
dem Truppenübungsplatz Bergen-Belsen von 
einer Dauer des Pachtvertrages abhängig 
macht, die bis zum Jahre 1963 reicht? 

Ist die Bundesregierung bereit, die jetzt bis 
1961 laufenden Verträge entsprechend zu ver- 
längern, damit die Siedler in den Genuß der 
1958 bereits beantragten Kredite kommen? 


Bonn, den 26. November 1959 
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